
Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Giengen über den Einleitungsbeschluss von 
vorbereitenden Untersuchungen im Sanierungsgebiet „Burgwiesen“ nach § 141 Abs. 3 
Baugesetzbuch (BauGB) 
 

 

 
1. Das Gebiet „Burgwiesen“ wurde städtebaulich als Gebiet mit hohem Sanierungsbedarf 
ermittelt. Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 20.06.2024 zur Prüfung der 
Sanierungsbedürftigkeit den Beginn der vorbereitenden Untersuchungen nach §141 BauGB 
im Gebiet „Burgwiesen“ beschlossen. 
 

Bereitstellungstag: 15.08.2024 



Mit den vorbereitenden Untersuchungen sollen die städtebaulichen, strukturellen, 
funktionalen und gestalterischen Entwicklungspotenziale im Untersuchungsgebiet dargestellt 
und entsprechende Maßnahmen zur Umsetzung dieser Entwicklungspotenziale aufgezeigt 
werden. 
 
Als vorläufige Ziele und Zwecke der Sanierung werden bestimmt: 
 

 Schaffung zusätzlichen Wohnraums im bestehenden Stadtgefüge durch Baulücken-
schließung, partielle Neuordnung und bauliche Nachverdichtung bisher 
untergenutzter Bereiche durch Umnutzung, Modernisierung und Aktivierung von 
Flächen und leerstehenden Immobilien, 

 
 Aktivierung von mindergenutzten und brachliegenden Grundstücken, insbesondere 

im Bereich „Brenzufer“ und „Steiff-Areal“, u. a. zur Stärkung des Stadtteils als 
Wohnstandort sowie als Standort für Erholung und Touristik, 

 
 Sanierung / Modernisierung privater Bausubstanz unter Berücksichtigung der 

Barrierefreiheit und energetischer Anforderungen sowie Anpassung an den 
Klimawandel unter Beachtung der Gebäudestrukturen und der Gebäudegestalt, 

 
 Aufwertung des Wohnumfeldes sowie Revitalisierung und Stärkung der 

Funktionsfähigkeit als Wohn-, Einzelhandels- und Gewerbestandort durch 
Neugestaltung öffentlicher Flächen und leerstehender Wohneinheiten sowie der 
denkmalgeschützten Gebäudesubstanz, 

 
 Modernisierung der Walter-Schmid-Halle und Erhöhung der Aufenthaltsqualität im 

Bereich der Brenz und des Bahnhofsareals, u. a. zur Sicherung und Verbesserung 
des gesellschaftlichen Zusammenhalts, der Erhöhung der Aufenthaltsqualität und der 
Integration, 

 
 Stärkung und Ausbau der inneren Erschließung durch Neugestaltung der Fußwege-

verbindungen Bahnhofstraße, Richard-Steiff-Straße und Schwagestraße unter 
Berücksichtigung von Barrierefreiheit sowie Sicherheit und Wohlbefinden, 

 
 Klimaanpassung und Umsetzung von ökologischen Veränderungen, u. a. in den 

Bereichen Energieeffizienz im Gebäudebestand, Reduzierung von Lärm und 
Abgasemissionen, einhergehend mit der Verbesserung der Luftqualität durch 
Reduzierung des Parksuchverkehrs, 

 
 Verbesserung und Ausbau von Grünanlagen, wie im Bereich der Brenz, zum Erhalt 

der Biodiversität und Verbesserung des Wohnumfeldes, 
 

 Stärkung und Erhalt der Funktionsfähigkeit der Innenstadt, insbesondere durch die 
Aufwertung des öffentlichen Raumes, Sicherung und Erhalt denkmalpflegerisch 
wertvoller Bausubstanz sowie stadtbildprägender Gebäude, 

 
 Schaffung von Parkraum (u. a. zur Entlastung der Innenstadt von Langzeitparkern / 

Berufstätigen), z. B. durch ein/e Parkpalette/-haus. 
 
2. Die Abgrenzung des Untersuchungsgebietes ergibt sich aus beiliegendem Lageplan der 
Wüstenrot Haus- und Städtebau GmbH vom August 2024. Dieser Plan wird zum Bestandteil 
dieses Beschlusses. 
 



Der Lageplan wird im Baurechts- und Planungsamt der Stadt Giengen, Zimmer 16, 
Marktstraße 18-20, 89537 Giengen während der üblichen Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise: 
1. Der Beschluss über vorbereitende Untersuchungen ist nicht gleichbedeutend mit der 
förmlichen Festlegung des Sanierungsgebiets. Dieses bedarf einer besonderen 
Sanierungssatzung. 
 
2. Auskunftspflicht nach § 138 BauGB: Eigentümer*innen, Mieter*innen, Pächter*innen und 
sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteils 
Berechtigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, der Stadt Giengen an der Brenz oder 
ihren Beauftragten Auskunft über die Tatsachen zu erteilen, deren Kenntnis zur Beurteilung 
der Sanierungsbedürftigkeit eines Gebietes oder zur Vorbereitung oder Durchführung der 
Sanierung erforderlich sind. An personenbezogenen Daten können insbesondere Angaben 
der Betroffenen über ihre persönlichen Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich, namentlich über die Berufs-, Erwerbs- und Familienverhältnisse, das Lebensalter, 
die Wohnbedürfnisse, die sozialen Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindungen, 
erhoben werden (§ 138 Abs. 1 BauGB). Verweigert ein*e Auskunftspflichtige*r die Auskunft 
kann ein Zwangsgeld wiederholt angedroht und festgesetzt werden (§ 138 Abs. 4 i. V. m.     
§ 208 Satz 2 bis 4 BauGB). 
 
Giengen, den 15.08.2024 
Bürgermeisteramt 
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